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Einleitung

Demokratie ist Freiheit als Staatsform. Aber sie ist mehr als das. 

(Katarina Barley)1

Demokratie bedeutet Herrschaft mithilfe der Mehrheit.2 Das Mehrheitsprin-
zip ist ein grundlegendes Strukturmerkmal der Demokratie und meint, dass Ent-
scheidungen grundsätzlich anhand zu bildender Mehrheiten getroffen werden.3 
In diesem Prinzip laufen sämtliche andere essenzielle Elemente wie (Meinungs-)
Freiheit, das pluralistische Menschenbild und die pluralistische Gesellschaft so-
wie das Gleichbehandlungsgebot von Menschen, aber auch die Komplexität, auf 
welche die Demokratie letztlich angelegt ist, zusammen: bereits aus praktischen 
Gründen können einstimmige Abstimmungsergebnisse nicht erwartet werden, 
stattdessen ist in der Bevölkerung regelmäßig eine Vielfalt verschiedener Ansich-
ten zu hochkomplexen Sachmaterien vorzufinden. Das Mehrheitsprinzip sichert 
die Entscheidungsfindung und sorgt für die gleichwertige Einflussnahme auf eben 
diese Entscheidungen. Es ist damit auch ein grundlegendes Funktionsprinzip der 
demokratischen Herrschaft. Beschränkung erfährt das Mehrheitsprinzip durch 
rechtsstaatliche Grundsätze.4

Im parlamentarischen System, so wie es in der Bundesrepublik Deutschland seit 
1949 in der Verfassung angelegt ist, ist das Mehrheitsprinzip auch im Verhältnis 
von Parlament und Regierung relevant. Die Regierung ist für die Erfüllung des Re-
gierungsauftrages auf die mehrheitliche Unterstützung des Parlaments angewiesen, 
denn einige Regierungsaufgaben erfordern eine Mitwirkung des Parlaments. Parla-
mentsbeschlüsse bedürfen ihrerseits je nach Art der Entscheidung einen bestimm-
ten Grad an quantitativer Unterstützung; die Regierung, die dem Parlament gegen-
über verantwortlich sein soll, ist auf dessen mehrheitliches Vertrauen angewiesen. 
Doch nicht nur die Handlungsfähigkeit der Regierung steht in Abrede, wenn sich 
die Regierung einer überwiegenden Unterstützung des Parlaments aufgrund be-
stehender oder zwischenzeitlich modifizierter Mehrheitsverhältnisse nicht versieht: 
Das Mehrheitsprinzip wird in allen seinen Nuancen, Ausprägungen und zum Teil 
auch historisch bedingten Anforderungen hieran bereits bei der Regierungsbildung 
und später bei Fragen der Regierungskontinuität bzw. Regierungsstabilität relevant. 
Die Regierungsbildung ist nur einer derjenigen Bereiche, in welchen eine Mehr-

	 1	https://www.faces-of-democracy.org/katarina-barley/. 
	 2	Friesenhahn, Parlament und Regierung im modernen Staat, in: VVDStRL 1958, S. 9 (16); 
vgl. ebenso im Folgenden Lijphart, Patterns of Democracy, S. 2.
	 3	BVerfGE 2, 143 (161).
	 4	Friesenhahn, Parlament und Regierung im modernen Staat, in: VVDStRL 1958, S. 9 (16).

https://www.faces-of-democracy.org/katarina-barley/
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heitsbildung erforderlich wird. Bei dem Auffinden der Mehrheit können sich ange-
sichts des Wandels politischer bzw. verfassungsrechtlich relevanter Veränderungen 
Schwierigkeiten und neuartige Herausforderungen ergeben.

A. Untersuchungsanlass und Untersuchungsziel

Der Deutsche Bundestag ist das Herz der Demokratie der Bundesrepublik.

(Deutscher Bundestag)5

Spätestens die 19. Legislaturperiode der Bundesrepublik Deutschland (2017 bis 
2021) offenbarte bereits zu Beginn neuartige Schwierigkeiten in Bezug auf Re-
gierungsbildung und Regierungsstabilität. Mehrwöchige, erfolglose Sondierungs
gespräche einer Jamaika-Koalition führten zu einem Novum in der Historie der 
Bundesrepublik: eine Fraktion verweigert die Regierungsbeteiligung. Die Verkün-
dung erfolglos beendeter Sondierungsgespräche durch Christian Lindner (FDP) 
wurde zum Symbol einer gescheiterten Regierungsbildung, einer vermeintlichen 
„Krise“ und der erstmals praktisch relevanten Frage nach verfassungsrechtlichen 
Alternativen: „Es ist besser, nicht zu regieren, als falsch zu regieren.“6 Im Weiteren 
stellte sich die Frage, ob und welche Koalitionsoptionen einer Mehrheitsregierung  
noch in Betracht kamen. Denkbar erschien nach dem Scheitern des Jamaika-
Bündnisses unter anderem eine Koalition zwischen CDU / CSU und SPD, also 
eine sogenannte „Neuauflage“ der Großen Koalition. Da die SPD aber die Re-
gierungsbeteiligung unter der CDU / CSU bereits am Wahlabend ausgeschlossen 
hatte, wurde zum ersten Mal seit 1949 die Minderheitsregierung als alternative 
Regierungsform zu Beginn einer Legislaturperiode auf Bundesebene relevant. 
Diese Option wurde allerdings von der politischen Spitze der CDU7 wie auch von 
der Bevölkerung8 abgelehnt.

Die nachfolgende Untersuchung soll darlegen, dass die Minderheitsregierung 
trotz kategorischer politischer Ablehnung einiger politischer Akteure in der 19. Le-
gislaturperiode durchaus praktikabel sein kann und angesichts erschwerter Mehr-
heitsfindung in der Zukunft grundsätzlich sowohl auf Bundes- als auch als Landes
ebene als Option in Betracht gezogen werden sollte und sogar muss. Zwar ist das 
Mehrheitsprinzip – wie eingangs konstatiert – ein wesentliches Merkmal des De-
mokratieprinzips. Dennoch besteht zwischen dem Amtieren einer Minderheits

	 5	https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2013/47633144_kw44_herz-213948. 
	 6	Siehe etwa https://www.zeit.de/politik/deutschland/2017-11/christian-lindner-sondierung-
jamaika-abbruch-fdp. 
	 7	Siehe etwa https://www.zeit.de/politik/2017-11/cdu-praesidium-grosse-koalition-daniel-
guenther-angela-merkel?.
	 8	Von insgesamt 1005 Menschen gaben 75 Prozent der Befragten an, Neuwahlen gegen-
über dem Amtieren einer Minderheitsregierung zu präferieren. Siehe https://de.statista.com/
infografik/11893/lieber-neuwahlen-als-minderheitsregierung/. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2013/47633144_kw44_herz-213948
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2017-11/christian-lindner-sondierung-jamaika-abbruch-fdp
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2017-11/christian-lindner-sondierung-jamaika-abbruch-fdp
https://www.zeit.de/politik/2017-11/cdu-praesidium-grosse-koalition-daniel-guenther-angela-merkel?
https://www.zeit.de/politik/2017-11/cdu-praesidium-grosse-koalition-daniel-guenther-angela-merkel?
https://de.statista.com/infografik/11893/lieber-neuwahlen-als-minderheitsregierung/
https://de.statista.com/infografik/11893/lieber-neuwahlen-als-minderheitsregierung/
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regierung und dem Demokratieprinzip bzw. dem Mehrheitsprinzip kein Wider-
spruch: durch das Amtieren einer Minderheitsregierung wird das Mehrheitsprinzip 
grundsätzlich nicht suspendiert. Stattdessen bestehen Abweichungen der Mehr-
heitsfindung. Konkret meint dies, dass sich Minderheitsregierung und Mehrheits-
regierung bezüglich der Mehrheitsfindung im Gesetzgebungsprozess, das heißt 
bei der Findung von Sachentscheidungen nur in dem „Wie“ der Mehrheitsfindung 
unterscheiden. Sie unterscheiden sich aber nicht in dem Erfordernis, überhaupt 
Mehrheiten bilden zu müssen, um erfolgreich Gesetzesinitiativen zu beschließen. 
Nur in demjenigen Falle, wo ein Gesetzgebungsnotstand aus Art. 81 GG zur An-
wendung kommt, verlagert sich die Mehrheitsfindung auf andere Verfassungs-
organe und vermag daher das Mehrheitsprinzip (teilweise) zu suspendieren, soweit 
der Zusammenhang zum sogenannten Parlamentsvorbehalt besteht. 

Die Untersuchung soll außerdem begründen, dass die Wahrscheinlichkeit des 
Amtierens einer Minderheitsregierung gestiegen ist. Nicht zuletzt rechtfertigt sich 
daraus auch das praktische Erfordernis der Untersuchung. Maßgeblich und ent-
scheidend ist vor allem, dass die erhöhte Wahrscheinlichkeit auf solche Umstände 
zurückzuführen ist, die einem politisch und gleichzeitig verfassungsrechtlich rele-
vanten Wandel entspringen. Es sind systemimmanente Mechanismen, die etwa eine 
Pluralisierung des Parlaments und den Einzug populistischer Parteien in Bundes-
tag bzw. Landtage fördern. Diese Faktoren beeinflussen letztlich die Koalitions-
bildung und führen dazu, dass bisherige Koalitionspraktiken der letzten Dekaden 
nicht mehr erfolgreich sind. Die Anzahl der im Bundestag vertretenen Fraktionen 
und ihre politischen Ausrichtungen und Unvereinbarkeitsbeschlüsse legen nahe, 
dass künftig auch erwogen werden muss, dass Koalitionen aus mehr Fraktionen 
als nur zwei gebildet werden. Was in der 19. Legislaturperiode im Rahmen der 
sogenannten Jamaika-Koalition scheiterte, wird in künftigen Koalitionsprozes-
sen erneut relevant. Neben der insoweit politikwissenschaftlichen Erörterung der  
Koalitionsbedingungen und ihrer Ursachen wird die Regierungsbildung auch ver-
fassungsrechtlich eingeordnet. Die Untersuchung soll zeigen, dass die Minder-
heitsregierung weniger verfassungsrechtlichen Hürden begegnet, als dies durch die 
zum Teil kategorische politische Ablehnung scheint. Das Grundgesetz hat umfas-
sende Vorkehrungen getroffen, die eine Stabilität sichern stellen und zeigt insoweit 
auch keinen Widerspruch der Minderheitsregierung und dem parlamentarischen 
Regierungssystem auf. Die Arbeit soll die pauschale Erklärung widerlegen, dass 
die „Not die Stunde der Exekutive“ sei. Sie soll stattdessen darlegen, dass das in 
dem von den Müttern und Vätern des Grundgesetzes geschaffenen parlamentari-
schen Systems der Ausweg aus der Krise vor allem Parlamentarisierung ist. Das 
Parlament ist das Herzstück der parlamentarischen Demokratie und muss auch 
aus verfassungsrechtlicher Sicht angehalten sein, Mehrheitskrisen zu bewältigen.


